
#ST# Bundesbeschluss
über die Verfassungsgrundlagen für eine koordinierte
Verkehrspolitik

vom 20. März 1987

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 20. Dezember 1982 '>,

beschliesst:

I

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 36b's Abs. l zweiter Satz sowie Abs. 2 und 4

Aufgehoben

Art. 36'"
1 Der Bund legt die Ziele der schweizerischen Gesamtverkehrspolitik fest. Er
berücksichtigt dabei die Verkehrsbedürfnisse, den wirtschaftlichen Einsatz der
Mittel sowie die Auswirkungen auf Mensch und Umwelt. Er koordiniert im
Rahmen seiner verfassungsmässigen Befugnisse den Verkehr zu Land, zu Was-
ser und in der Luft.
2 Wenn das Gesamtinteresse es verlangt, kann der Bund auf dem Wege der Ge-
setzgebung nötigenfalls in Abweichung von der Handels- und Gewerbefreiheit
Massnahmen treffen, um die Strassen vom Güterfernverkehr zu entlasten.
3 Der Bund stellt beim privaten Verkehr unter Mitwirkung der Kantone die Pla-
nung, den Bau und den Unterhalt der Verkehrsnetze von nationaler Bedeutung
sicher. Diese verbinden die Regionen und dienen dem Fernverkehr. Für die Fi-
nanzierung kommt zur Hauptsache der Bund auf. Die Kantone sorgen für die
übrigen Verkehrsnetze des privaten Verkehrs.
4 Bund und Kantone sorgen für den öffentlichen Verkehr. Der Bund finanziert
den öffentlichen Verkehr von nationaler Bedeutung. Er erlässt zur Sicherstel-
lung eines leistungsfähigen Gesamtverkehrssystenis Grundsätze für die Ausge-
staltung des regionalen öffentlichen Verkehrs und fördert diesen nach Mass-
gabe der regionalen Verkehrsbedürfnisse und der Finanzkraft der Kantone.
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5 Die Lasten der Kantone gleicht der Bund so aus, dass kein Kanton gesamthaft
unverhältnismässige Leistungen für den Verkehr erbringen muss.
6 Die Benutzer der Verkehrsnetze decken, nach Abzug der Abgeltung der ge-
meinwirtschaftlichen Leistungen, in der Regel langfristig die von ihnen verur-
sachten Kosten. Der Gesetzgeber bestimmt die Ausnahmen. Bund, Kantone
und Gemeinden kommen für die gemeinwirtschaftlichen Leistungen auf, die sie
veranlassen. Der Bund stellt in Zusammenarbeit mit den Kantonen die der All-
gemeinheit durch den öffentlichen und privaten Verkehr erwachsenden Kosten
fest.

Art. 37
1 Der Bund deckt aus allgemeinen Mitteln die Kosten der von ihm veranlassten
gemeinwirtschaftlichen Leistungen im Verkehr.
2 Er verwendet überdies jährlich, mit Einbezug der Beiträge an die Kantone:

1. Für den öffentlichen Verkehr:
a. einen Grundbeitrag, der vom Gesetzgeber im Ausmass eines Anteils

der Steuer- und Zolleinnahmen langfristig festgelegt wird;
b. Vergütungen der Verkehrsunternehmungen für die Benützung der

Verkehrsnetze von nationaler Bedeutung.

2. Für den privaten Verkehr:
a. die Hälfte des Reinertrages des Treibstoffzolls oder einer entspre-

chenden Verbrauchssteuer;
b. den Reinertrag eines Zuschlages auf dem Treibstoffzoll oder auf einer

entsprechenden Verbrauchssteuer;
c. Benützungsabgaben der Verkehrsteilnehmer zum Ausgleich der der

Allgemeinheit durch den privaten Verkehr erwachsenden ungedeck-
ten Kosten.

3 Zur Finanzierung von Massnahmen im Interesse der Gesamtheit der Verkehrs-
teilnehmer, wie Entflechtung und Verknüpfung des Verkehrs, Hebung der Si-
cherheit, Schutz gegen Naturgewalten, Umwelt- und Landschaftsschutz, sowie
für den Lastenausgleich an die Kantone kann der Bund die für den öffentlichen
und die für den privaten Verkehr bestimmten Mittel einsetzen.
4 Der Bund legt über den Eingang und die Verwendung der Mittel für den öf-
fentlichen und für den privaten Verkehr gesondert Rechnung ab. Er kann vor-
übergehend auf dem Wege der Gesetzgebung die Zweckbestimmung dieser Mit-
tel ändern, wenn dies zur Verwirklichung der Ziele der Gesamtverkehrspolitik
notwendig ist.
5 Die Kantone dürfen auf den Strassen, die im Rahmen ihrer Zweckbestimmung
der Öffentlichkeit zugänglich sind, Gebühren weder erheben noch zulassen. Die
Bundesgesetzgebung regelt die Ausnahmen.
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Art. 4Jtfr Abs. 4 Bst. a zweiter Satz

Aufgehoben

Übergangsbestimmungen

Art. 19
1 Die Eigenwirtschaftlichkeit des Verkehrs nach Artikel 36tl!r Absatz 6 ist schritt-
weise zu verwirklichen.
2 Die Defizite, die in den Verkehrsnetzen von nationaler Bedeutung nach Ein-
führung der Vorfinanzierung der Investitionen durch den Bund, und der vollen
Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen entstehen, können noch wäh-
rend einer Übergangszeit von höchstens fünf Jahren aus allgemeinen Bundes-
mitteln gedeckt werden.

II

Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände.

Ständerat, 20. März 1987 Nationalrat, 20. März 1987

Der Präsident: Dobler Der Präsident: Cevey
Die Sekretärin: Huber Der Protokollführer: Koehler

4l Bundesblau. 139. Jahrgang. Bd.] 9g l



Schweizerisches Bundesarchiv, Digitale Amtsdruckschriften

Archives fédérales suisses, Publications officielles numérisées

Archivio federale svizzero, Pubblicazioni ufficiali digitali

Bundesbeschluss über die Verfassungsgrundlagen für eine koordinierte Verkehrspolitik

vom 20. März 1987

In Bundesblatt
Dans Feuille fédérale
In Foglio federale

Jahr 1987
Année

Anno

Band 1
Volume

Volume

Heft 12
Cahier

Numero

Geschäftsnummer ---
Numéro d'affaire

Numero dell'oggetto

Datum 31.03.1987
Date

Data

Seite 979-981
Page

Pagina

Ref. No 10 050 314

Das Dokument wurde durch das Schweizerische Bundesarchiv digitalisiert.

Le document a été digitalisé par les. Archives Fédérales Suisses.

Il documento è stato digitalizzato dell'Archivio federale svizzero.


